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Christian Koller 
Der Lange Weg zum "zivilen Ersatzdienst" in der Schweiz 
 
Als eine der letzten Demokratien hat die Schweizerische Eidgenossenschaft erst im letzten 
Jahrzehnt des 20. Jahrhunderts einen zivilen Ersatzdienst für Militärdienstverweigerer aus 
Gewissensgründen eingeführt. Noch bis zum Ende der Ära des Kalten Kriegs wurden 
"Dienstverweigerer" (so der in der Schweiz übliche Terminus) generell kriminalisiert und 
hatten nicht selten auch im Privatleben mit Nachteilen zu rechnen. Der vorliegende Beitrag 
stellt die Frage nach den Ursachen dieser Verzögerung. Insbesondere ist zu untersuchen, 
inwiefern sie mit den Besonderheiten des politischen Systems und der Wehrverfassung des 
neutralen Kleinstaates zusammenhängt. 
Obwohl eine Vielzahl von Publikationen zur Dienstverweigerung in der Schweiz 
vorliegt, ist die Thematik bislang historisch wenig aufgearbeitet worden. Einen knappen 
Überblick gibt der einschlägige Artikel von Benoît de Montmollin im Historischen Lexikon 
der Schweiz.1 Zur älteren Rechtsentwicklung liegen zwei juristische Dissertationen vor. Beide 
Autoren machen dabei ihren persönlichen Standpunkt zur Dienstverweigerung 
unmissverständlich klar. Ernst Altorfer, selber Oberleutnant, schrieb 1929, die Praxis zeige, 
"dass die Dienstverweigerung viel Aehnlichkeit hat mit einer Infektionskrankheit. Sie ist 
nämlich ebenfalls ansteckend".2 Theodor Wyder führte 1986 schon im Vorwort aus, die Logik 
der Dienstverweigerer sei "denkbar einfach": "Liegt nicht […] eine Verwechslung von 
Ursache und Wirkung vor und hat man das Gebot und die strenge Pflicht zur rechten 
Gewissensbildung […] vergessen?"3 
 
Entwicklung bis ins frühe 20. Jahrhundert 
Die Einführung eines "zivilen Ersatzdienstes" in der Schweiz hat eine lange Vorgeschichte. 
Seit dem 16. Jahrhundert gab es die Verweigerung aus religiösen Gründen. Den Anfang 
machten die Täufer, die sich schon in den Schleitheimer Artikeln von 1527 auf die 
Wehrdienstverweigerung festlegten.4 Deren einschlägiger Abschnitt legitimierte das Prinzip 
der Gewaltlosigkeit wie folgt: 
 
                                                
1 Benoît de Montmollin, Dienstverweigerung, in: Historisches Lexikon der Schweiz (elektronische Publikation), 
Version vom 5.5.2004. 
2 Ernst Altorfer, Die Dienstverweigerung nach schweizerischem Militärstrafrecht, iur. Diss. Zürich 1929, S. 205. 
3 Theodor Wyder, Wehrpflicht und Militärdienstverweigerung. Entstehung, Gesetz, Arten und Sanktionen in der 
Schweizer Armee, Bern etc. 1986, S. 5f. 
4 Vgl. auch The Swiss Anabaptists. A Brief Summary of Their History and Beliefs, Ephrata 1990, S. 45; 
Hanspeter Jecker, Täufer, in: Historisches Lexikon der Schweiz (elektronische Publikation), Version vom 
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  "Das schwert ist eyn gottes ordenung ausserhalb der vollkommenheyt Christi / 
welches den bösen strafft vnnd tödtet / vnd den guten schuetzt vnd schirmt / In dem gesatz 
wirt das schwert geordnet / vber die bösen / zur straff vnd zum tod / vnd dasselbig zubrauche 
seind geordnet die weltlichen oberkeyten. 
 Inn der volkommenheyt Christi aber wirt der Bann gebraucht / alleyn zu eyner 
manung vnd ausschliessung des der gesündet hat on tod dess fleyschs / alleyn durch die 
manung vnd den befelch nit mer zusündigen.  
Nun wirt gefraget von vilen / die nit erkennen den willen Christi gegen vns / Ob auch 
eyn Christ mög oder solle das schwert brauchen gegen dem bösen vmb dess guten schutz vnd 
schirm willen / oder vmb der liebe willen? […] 
In summa / Was Christus vnser haupt vff vns gesinnet ist / das alles söllen die glider 
des leibs Christi durch in gesinnet sein / damit keyn spaltung inn dem leib sei dardurch er 
zerstöret werde / dann eyn yegliches Reich das in im selbs zertheylt ist / wirt zerstört werden. 
So nun Christus also ist / wie von im geschriben stehet / so müssen die glider auch also sein / 
damit sein leib gantz vnnd eynig bleib / zu seiner selbs besserung vnd erbawung."5 
 
Im ersten Militärstrafgesetz des Bundesstaates von 1851 wurde Dienstverweigerung 
dem "Ausreißen", das heißt der Fahnenflucht, gleichgesetzt. Der Strafrahmen bewegte sich 
zwischen einem Tag und sechs Jahren Gefängnis oder einem bis zwei Jahren Zuchthaus.6 
Ende des 19. Jahrhunderts nahmen die Dienstverweigerungen zu, und erste Stimmen für eine 
Entkriminalisierung der Verweigerung aus Gewissensgründen wurden laut. 
Neben die Dienstverweigerung aus religiösen Gründen trat nun die politische 
Motivation. Namentlich der innere Einsatz der Armee gegen Streiks führte zum Teil zu 
Dienstverweigerungen in größerem Ausmaß.7 Beim Genfer Generalstreik von 1902 
verweigerten nach offiziellen Angaben knapp 400, nach inoffiziellen sogar 565 Soldaten den 
Ordnungsdienst, was einen Anteil zwischen 15 und 25% der Aufgebotenen bedeutete.8 17 
Verweigerer wurden vor ein Kriegsgericht gestellt und erhielten Strafen zwischen zwei Tagen 
und vier Monaten Gefängnis. Am härtesten bestraft wurde der Arbeitersekretär und 
sozialdemokratische Großrat (Angehöriger des Kantonsparlaments) Jean Sigg. Weitere 109 
                                                                                                                                                   
25.3.1999; ders., Von Pietisten, Separatisten und Wiedertäufern – Ungereimte Geschichten aus dem Baselbiet, 
Basel 2003, S. 11f. 
5 Urs B. Leu und Christian Scheidegger (Hg.), Das Schleitheimer Bekenntnis 1527. Einleitung, Faksimile, 
Übersetzung und Kommentar, Zug 2004, S. 40f, 43. 
6 Altorfer, Dienstverweigerung, S. 81; Marie–Thérèse de Leonardis, L'objection de conscience en droit public 
Suisse (Contribution à l'étude du droit constitutionnel et du droit pénal militaire), Lausanne 1990, S. 166-176; 
Wyder, Wehrpflicht, S. 57-61. 
7 Insgesamt wurde zwischen 1880 und 1914 im Streikkontext 38mal Militär aufgeboten oder auf Pikett gestellt, 
wobei der Einsatz in 22 Fällen über bloße Bewachungsaufgaben hinausreichte (Hans Hirter, Die Streiks in der 
Schweiz in den Jahren 1880–1914. Quantitative Streikanalyse, in: ders. et al. (Hg.), Arbeiterschaft und 
Wirtschaft in der Schweiz 1880-1914. Soziale Lage, Organisation und Kämpfe von Arbeitern und 
Unternehmern, politische Organisationen und Sozialpolitik, Bd. II/2, Zürich 1988, S. 837-1008, hier: 993-995). 
Generell zum Ordnungsdienst: René Zeller, Ruhe und Ordnung in der Schweiz. Die Organisation des 
militärischen Ordnungsdienstes von 1848 bis 1939, Bern 1990; Pälvi Conca-Pulli, Soldats au service de l'ordre 
public. La politique du maintien de l'ordre intérieur au moyen de l'armée en Suisse entre 1914 et 1949, Neuchâtel 
2003; Hansjakob Baumgartner und Tobias Kästli, Die Schweizer Armee gegen den innern Feind, in: Tages–
Anzeiger–Magazin 42 (1979), S. 23-31. 
8 Neue Zürcher Zeitung, 12.10.1902; Der Grütlianer, 18.10.1902; Réveil, 7.12.1902. Vgl. zum Antimilitarismus 
in der zeitgenössischen Genfer Arbeiterbewegung Charles Heimberg, L'œuvre des travailleurs eux–mêmes? 
Valeurs et espoirs dans le mouvement ouvrier genevois au tournant du siècle (1885–1914), Genf 1996, S. 369–
393; zum Genfer Generalstreik Marlyse Bachmann und Jocelyne Burgener, Etude des grèves à Genève de 1885 à 
1902, Liz. Univ. Genf 1970, S. 109-137. 
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Dienstmänner wurden disziplinarisch belangt. Der nachmalige Oberbefehlshaber der 
Schweizer Armee, Ulrich Wille, forderte daraufhin in der "Allgemeinen Schweizerischen 
Militärzeitschrift" eine härtere Gangart gegenüber Dienstverweigerern.9 Ein 
Amnestiebegehren zugunsten der verurteilten Wehrmänner lehnten Bundesrat 
(Bundesregierung) und Parlament Mitte Dezember 1902 ab.10  
Im Jahre 1903 begannen mit einer vom Bundesrat abgelehnten Petition die sich in der 
Folge ein Jahrhundert hinziehenden Auseinandersetzungen um die Einführung eines 
Zivildienstes. Anlass der Petition, die vom Pastor Pettard aus La Chaux–de–Fonds gestartet 
wurde und 15 Mitunterzeichner fand, war die Verurteilung des Gewerkschafters und späteren 
Nationalrats (Angehörigen des Bundesparlaments) Charles Naine.11 Beim Ordnungseinsatz im 
Kontext eines Maurerstreiks in La Chaux–de–Fonds gab es 1904 erneut zahlreiche 
Dienstverweigerungen. 
Im Februar 1906 beschloss der sozialdemokratische Parteitag, allen Wehrmännern die 
Verweigerung des Angriffs gegen Streikende zu empfehlen.12 Tatsächlich gab es auch in der 
Folge entsprechende Verweigerungen. So wurde im Frühling 1907 der Typograph und 
nachmalige Solothurner National– und Regierungsrat (Angehörige der Kantonsregierung) 
Jacques Schmid, der nach der Erfahrung des Ordnungsdiensteinsatzes gegen den Zürcher 
Arbenzstreik von 1906, an dem er als Unteroffizier teilgenommen hatte, den weiteren 
Militärdienst verweigerte, zu sechseinhalb Monaten Gefängnis, Degradierung und einem Jahr 
Einstellung im Aktivbürgerrecht verurteilt und verlor in der Folge auch seinen Arbeitsplatz.13 
 
Zeitalter der Weltkriege 
Der Umstand, dass die Schweiz in beiden Weltkriegen verschont blieb, steigerte das Prestige 
der Armee und trug damit dazu bei, eine Legalisierung der Dienstverweigerung zu verzögern. 
Wie in anderen politischen Bereichen entbehrte die kriegsverschonte Schweiz auch in dieser 
Frage eines Katastrophenlernens. Zwar war die Armee in den zwanziger Jahren nicht 
sonderlich populär und musste finanziell vorübergehend den Gürtel enger schnallen, selbst in 
                                                
9 [Ulrich Wille,] Kriegsgerichtliche Bestrafung, in: Allgemeine Schweizerische Militärzeitschrift 48 
(1902),S. 399f. 
10 Schweizerisches Bundesarchiv E 21: 14315 Bericht des Bundesrates an die Bundesversammlung betreffend 
Amnestiegesuch zu Gunsten der vom Divisionsgericht der I. Division wegen Ausreißen Verurteilten (Vom 15. 
Dezember 1902); ebenda, Bundesbeschluss betreffend Genfer–Amnestie (Vom 19. Dezember 1902). 
11 Dossier Militärdienst, Militärdienstverweigerung, Zivildienst, Fribourg 1981, S. 28; Verteidigungsrede des 
Genossen Charles Naine vor dem Kriegsgericht der 2. Division in Freiburg, am 24. September 1904, Biel 1931. 
12 Protokoll über die Verhandlungen des außerordentlichen Parteitags der Schweizerischen sozialdemokratischen 
Partei abgehalten am 10. und 11. Februar 1906, in Olten–Hammer, Zürich 1906, S. 87; Jakob Manz, Die 
schweizerische Sozialdemokratie und Militärfragen zu Beginn des 20. Jahrhunderts, Liz. Univ. Bern 1974, S. 62-
76. 
13 Jacques Schmid, Unterwegs 1900–1950. Erfahrungen und Erkenntnisse, Olten 1953, S. 41-48; 
Verteidigungsrede des Exkorporals Jacques Schmid, o. O. [1907]; Jacques Schmid, 1882–1960. Ein Leben im 
Dienste des Volkes, Olten 1961, S. 14f., 62-70. Vgl. zum Arbenzstreik Christian Koller, "Die russische 
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dieser Phase unternommene Vorstöße für eine Entkriminalisierung der Dienstverweigerung 
blieben aber ohne Erfolg. 
In den Jahren 1914 bis 1926 erfolgten insgesamt 121 Verurteilungen wegen 
Dienstverweigerung, wobei die Motive in 53 Fällen religiös, in 47 Fällen politisch und in 21 
Fällen ethisch waren. Fünf der Verweigerer waren Offiziere, acht Unteroffiziere, 70 
ausgebildete Soldaten, 19 Rekruten und 19 Musterungspflichtige. Beruflich deckten diese 
Verweigerer ein breites Spektrum ab: Neun von ihnen waren Landwirte oder Landarbeiter, je 
acht Akademiker und Kaufleute oder kaufmännische Angestellte, je sechs Zimmerleute oder 
Schreiner, je fünf Uhrmacher, Schlosser und Handlanger, vier Lehrer, je drei Gymnasiasten, 
Typographen, Zeichner, Mechaniker, Bahnangestellte und Kranken– oder Psychiatriepfleger, 
je zwei Journalisten, Bäcker, Kürschner, Monteure, Fabrikarbeiter, Hilfsarbeiter und 
Kolporteure religiöser Schriften sowie je ein Metzger, Wagner, Glaser, Gipser, Tapezierer, 
Buchbinder, Juwelier, Optiker, Fotograf, Dreher, Maschinist und Techniker. Gut zwei Drittel 
von ihnen waren jünger als 25 Jahre. Auffällig waren lokale Schwerpunkte: Nicht weniger als 
25 Verweigerer stammten aus dem Neuenburger Jura mit seiner sowohl täuferischen und 
freikirchlichen als auch libertär–sozialistischen Tradition. 16 Verurteilte waren in der Stadt 
Zürich wohnhaft, wo der religiöse Sozialismus eine starke Bastion hatte.14 
Von den 53 Verweigerern aus religiösen Gründen gehörten 20 einer Landeskirche an; 
je elf waren ernste Bibelforscher (Zeugen Jehovas) und Angehörige der ebenfalls aus den 
Vereinigten Staaten stammenden Gruppe "Corps de Christ", sechs Sabbatisten und fünf 
Angehörige der sich auf den Kanton Bern beschränkenden pietistischen Gruppe der 
Antonianer. Nach der im Jahre 1929 geäußerten Auffassung Ernst Altorfers waren die 
landeskirchlich organisierten Verweigerer innerhalb der religiös Motivierten "die viel 
kleinere, aber um so wichtigere und gefährlichere Gruppe": "Dem Staate würde sie ganz 
besonders dann gefährlich werden, wenn sie nicht wie bis jetzt eine Besonderheit einiger 
Weniger bleiben, sondern wenn sie zu einer sich innerhalb der Volkskirche ausbreitenden 
Richtung werden würde." Kennzeichnend sei "ihr ungezügelter geistiger Hochmut und eine 
oft direkt abstoßend wirkende geistige Selbstüberschätzung" sowie der Umstand, dass sie 
zumeist "infolge starken fremden Einflüssen zu ihren Ideen und ihrem Verhalten gelangt" 
seien.15 Demgegenüber handele es sich bei den "Anhängern religiöser Sekten" "durchweg um 
harmlose Menschen […], deren Intelligenz unter dem Mittel steht".16 
                                                                                                                                                   
Revolution ist ein reines Kinderspiel gegenüber derjenigen in Albisrieden!". Der Arbenzstreik von 1906 in 
mikro- und kulturhistorischer Perspektive, in: Historische Anthropologie 11 (2003), S. 370-396. 
14 Zahlen nach Altorfer, Dienstverweigerung, S. 200-205. 
15 Altorfer, Dienstverweigerung, S. 208f. 
16 Ebenda, S. 210. 
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Fast ein Drittel der Fälle beziehungsweise fast die Hälfte der politisch motivierten 
Verurteilungen ereignete sich im Jahre 1917, als sich auf dem sozialdemokratischen Parteitag 
die Antimilitaristen der Zimmerwalder Bewegung durchsetzten.17 Von den 47 Verweigerern 
aus politischen Gründen gehörten denn auch 35 der Sozialdemokratischen Partei an, fünf der 
religiös–sozialistischen Jugendgruppe "Freischar", zwei den "Socialistes chrétiens"; fünf 
waren parteilos. Der einzige Kommunist, der in der ersten Hälfte der zwanziger Jahre den 
Dienst verweigerte, wurde für unzurechnungsfähig erklärt.18 
Für einiges Aufsehen sorgte die Verurteilung des Artillerieleutnants und 
Agronomiestudenten Max Kleiber, der als religiöser Sozialist den Militärdienst verweigert 
hatte und im April 1917 vier Monate Gefängnis erhielt, dazu Ausschluss aus der Armee und 
Entzug des Aktivbürgerrechts. Zwei Monate später verfügte der Schweizerische Schulrat 
zusätzlich Kleibers Ausschluss vom Studium an der Eidgenössischen Technischen 
Hochschule Zürich. Dies rief den geschlossenen Protest der Studentenschaft hervor und führte 
überdies zu einem viel diskutierten Glockenstreik am Nationalfeiertag im Zürcher Quartier 
Wipkingen, dessen reformierte Kirchenpflege sozialdemokratisch dominiert war. Kleiber 
konnte erst drei Jahre später sein Studium fortsetzen und bekleidete dann ab 1929 eine 
Professur an der University of California in Davis.19 Auch von der Universität Zürich wurden 
während des Ersten Weltkriegs mehrere Dienstverweigerer relegiert.20 
Zu den Verurteilten kamen noch mindestens 18 Fälle, in denen das Verfahren wegen 
Unzurechnungsfähigkeit des Angeklagten infolge Geisteskrankheit eingestellt wurde.21 Dazu 
gehörte Max Daetwyler, der bei der Mobilmachung im August 1914 vor versammelter Truppe 
den Fahneneid verweigerte. Er wurde zunächst psychiatrisch interniert und dann aus der 
Armee ausgeschlossen. In der Folge sollte sich Daetwyler als "Friedensapostel" mit seiner 
weißen Fahne jahrzehntelang pazifistisch betätigen.22 Den größten Teil unter den für 
unzurechnungsfähig erklärten Verweigerern machten aber die ernsten Bibelforscher aus, bei 
denen nebst elf Verurteilten zehn Unzurechnungsfähige zu verzeichnen waren. Gemäß einem 
psychiatrischen Gutachten aus dem Jahre 1924 hätten sie aufgrund einer psychopathischen 
                                                
17 Vgl. Christian Koller, Subversive Ornithologen – Die Internationale Sozialistische Konferenz von Zimmerwald 
von 1915, in: Rote Revue 83/2 (2005), S. 35-38. 
18 Altorfer, Dienstverweigerung, S. 200, 214f. Vgl. z. B. Jules Humbert–Droz, Guerre à la Guerre – A bas 
l'Armée. Plaidoirie complète devant le Tribunal Militiare à Neuchâtel le 26 août 1916, La Chaux-de-Fonds 1916. 
19 Max Kleiber, Verteidigungsrede eines Dienstverweigerers, o. O. u. J.; Schweizerische Bauernzeitung, August 
1917; Benedikt Gschwind, Der Glockenstreik von Wipkingen, in: Flintenweiber & rote Hunde. SP–Geschichten 
von unten, Zürich 2002, S. 81-84. 
20 Vgl. H. Enderli, Voraussetzungslose Wissenschaft und Staatsdoktrin. Interpellation im zürcherischen 
Kantonsrat betr. die Ausschließung der akadem. Dienstverweigerer an der zürcherischen Universität, Zürich 
1918; Neue Zürcher Zeitung, 7.5.1918. 
21 Altorfer, Dienstverweigerung, S. 200f. Ob es solche Fälle auch schon vor 1914 gab, ist unklar; es finden sich 
keine Hinweise darauf bei Martin Lengwiler, Zwischen Klinik und Kaserne. Die Geschichte der 
Militärpsychiatrie in Deutschland und der Schweiz 1870–1914, Zürich 2000. 
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Disposition "überwertige Ideen […], die praktisch genau denselben Wert für den damit 
Behafteten und die gleiche Wirkung haben, wie die Wahnideen eines Schizophrenen".23 
Parallel zum Rekord an Verweigerungen erfolgten 1917 mehrere Vorstöße zur 
Schaffung eines Zivildienstes. Sie kamen vom sozialdemokratischen Nationalrat Herman 
Greulich, von 35 Bündner Pfarrern, von der Internationalen Frauenliga für Frieden und 
Freiheit und von der Synode der evangelikalen Waadtländer freien Kirche, die sich 1847 aus 
Opposition gegen den Liberalismus von der evangelischen Landeskirche abgespalten hatte.24 
Im November 1917 etablierte eine bundesrätliche Verordnung die rechtliche Selbständigkeit 
der Dienstverweigerung, ohne diese indessen neu zu beurteilen.25 Eine von der Armeeleitung 
eingesetzte Kommission legte Ende Juli 1918 einen Entwurf zu einer Lösung für die 
Verweigerer aus Gewissensgründen vor. Der Bundesrat lehnte aber am 1. November 1918 die 
Behandlung der Vorlage ab.26 Stattdessen erließ er zehn Tage später, unmittelbar vor dem 
Beginn des dreitägigen Landesstreiks, eine Notverordnung, die die Aufforderung zur 
Dienstverweigerung mit bis zu einem Jahr Gefängnis oder 1.000 Franken Buße bedrohte.27 
Diese Verordnung spielte in der Folge beim Prozess gegen die Mitglieder der 
Landesstreikleitung eine wichtige Rolle.28 
In der polarisierten Stimmung nach dem Landesstreik war zunächst an neue Vorstöße 
zur Entkriminalisierung der Dienstverweigerung nicht mehr zu denken. Erst im Jahre 1923 
reichten Kreise um den religiös–sozialistischen Theologen Leonhard Ragaz eine 
Zivildienstpetition ein, die von 40.000 Personen unterschrieben worden war. Der Nationalrat 
lehnte das Begehren im Dezember 1924 aber mit 102 gegen 44 Stimmen ab.29 Das 
Militärstrafgesetz von 1927 unterschied dann zwischen den Tatbeständen des Ausreißens und 
der Dienstverweigerung, ohne jedoch die Dienstverweigerung aus Gewissensgründen zu 
entkriminalisieren.30  
In der Folge wurde das Thema periodisch Gegenstand politischer, publizistischer und 
kirchlicher Diskussionen.31 Die rechtsliberale Neue Zürcher Zeitung etwa kommentierte 1937 
                                                                                                                                                   
22 Vgl. Dätwyler als Dienstverweigerer, 4. Aufl. Olten o. J.; Ruedi Brassel und Simone Chiquet, Friedensapostel 
und Boulevardprophet. Ein Leben mit der weißen Fahne, in: Max Daetwyler. Friedensapostel, Apôtre de la paix, 
1886–1976, Bern 1996, S. 25-51. 
23 Gutachten der psychiatrischen Universitätsklinik Zürich (Prof. Maier) an den Untersuchungsrichter der 5. Div. 
In. S. R. vom 4. Dez. 1924, zit. n. Altorfer, Dienstverweigerung, S. 212. 
24 Dossier, S. 28f. 
25 Altorfer, Dienstverweigerung, S. 87. 
26 Dossier, S. 28f. 
27 Altorfer, Dienstverweigerung, S. 122. 
28 Willi Gautschi, Der Landesstreik 1918, Zürich 1968, S. 350-357; Stefan Keller, Die Herren das Tanzen 
lehren. Der Landesstreikprozess, in: Valérie Boillet et al. (Hg.), Vom Wert der Arbeit. Schweizer 
Gewerkschaften – Geschichte und Geschichten, Zürich 2006, S. 146-149. 
29 [Leonhard Ragaz,] Dienstverweigerung und Zivildienst, o. O. [1923]; Die Zivildienst–Petition vor dem 
Nationalrat, St. Gallen o. J. 
30 Leonardis, Objection, S. 176-191. 
31 Vgl. z. B. Maurice Vuilleumier, Ils ne méritent pas la prison! Conscience chrétinne et service militaire, 
Neuchâtel-Genf 1923; Die Gewissenspflicht des Dienstverweigerers. Predigt von Ernst Hubacher, Pfarrer an der 
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den Fall eines religiös motivierten Verweigerers mit den Worten, die Gerichtsverhandlung 
habe gezeigt, "wie verwirrt es in den Köpfen solcher Leute aussieht".32 Die seit den dreißiger 
Jahren einsetzende Grundströmung der Geistigen Landesverteidigung, die den Schutz des – 
von den einzelnen politischen Richtungen durchaus unterschiedlich verstandenen – 
Schweizertums zum letztverbindlichen Sinnhorizont erhob und Mitte der dreißiger Jahre auch 
die Arbeiterbewegung wieder zur Anerkennung der militärischen Landesverteidigung 
veranlasste, ließ die Chancen für eine Entkriminalisierung der Dienstverweigerung weiter 
sinken.33 In den Jahren 1930 bis 1939 gab es 92 Verurteilungen, im folgenden Jahrzehnt 142, 
wovon 46 auf das Kriegsjahr 1940 entfielen.34  
 
Zeitalter des Kalten Krieges 
Die im Zeitalter der Weltkriege und der Geistigen Landesverteidigung verfestigte Vorstellung 
von der Dienstverweigerung als Verrat am Vaterland blieb auch im Kalten Krieg 
mehrheitsfähig. Die Abwehrmentalität des vorangehenden Jahrzehnts ging Ende der vierziger 
Jahre ziemlich nahtlos in einen militanten Antikommunismus über, der sogar Diskussionen 
über eine eigene Atombewaffnung entbrennen ließ und Pazifisten und damit auch 
Dienstverweigerer unter den Generalverdacht der Moskauhörigkeit stellte.35 Noch Ende der 
sechziger Jahre erfolgte die behördliche Verteilung eines "Zivilverteidigungsbüchleins" an 
                                                                                                                                                   
Friedenskirche Bern, Bern 1924; Protokoll der Kirchensynode des Kantons Zürich, zwölfte Amtsdauer. II. Die 
Verhandlungen der ordentlichen Versammlung vom 20. November 1929, S. 29-87; Georg Früh, Moderne 
Ketzergeschichte. Die Geschichte eines Dienstverweigerers, o. O. [1929]; R. Lejeune, Dienstverweigerung und 
bürgerliche Ehrenrechte. Begründung einer der Zürcher Kirchensynode am 20. November 1929 vorgelegten 
Motion, Zürich 1930; H. Hug, Christenpflicht und Militärfrage, Zürich 1930; Arnold Lüscher, Wie ich unseren 
Bauern von der Dienstverweigerung erzählte, Zürich o. J. [1931]; Du Service Militaire au Service Civil, 
Lausanne 1945; Die Dienstverweigerung aus Gewissensgründen. Ein Bericht... Ein Vergleich... Ein Vorschlag..., 
o. O. [1946]; La Suisse et le Service Civil, Lausanne 1947; H.-L. Miéville, Avons-nous le droit de punir les 
objecteurs de conscience? o. O.  [1949]; Scheidung der Geister. Das Bekenntnis eines Militärdienstverweigerers, 
Zürich 1950; [Paul Huber,] Gefängnis oder Zivildienst? Stimmen zur Militärdienstverweigerung aus Armee, 
Öffentlichkeit und Kirche, Zollikon 1956. 
32 Neue Zürcher Zeitung, 28.12.1937. 
33 Vgl. allgemein dazu Josef Mooser, Die "Geistige Landesverteidigung" in den 1930er Jahren. Profile und 
Kontexte eines vielschichtigen Phänomens der schweizerischen politischen Kultur in der Zwischenkriegszeit, in: 
Schweizerische Zeitschrift für Geschichte 47 (1997), S. 685-708; Geistige Landesverteidigung. Helvetischer 
Totalitarismus oder antitotalitärer Basiskompromiss? Hans-Ulrich Jost und Kurt Imhof (in einem 
Streitgespräch), in: Die Erfindung der Schweiz 1848–1948. Bildentwürfe einer Nation, Zürich 1998, S. 364–
380.  
34 Wyder, Wehrpflicht, S. 61f. 
35 Vgl. allgemein dazu: Jakob Tanner, Zwischen "American Way of Life" und "Geistiger Landesverteidigung". 
Gesellschaftliche Widersprüche in der Schweiz der fünfziger Jahre, in: Unsere Kunstdenkmäler 43 (1992), 
S. 351–363; ders., Staatsschutz im Kalten Krieg. Mit dem Feindbild Moskau den politischen Burgfrieden 
zementieren, in: Schnüffelstaat Schweiz. Hundert Jahre sind genug, Zürich 1990, S. 36-46; Igor Perrig, Geistige 
Landesverteidigung im kalten Krieg. Der schweizerische Aufklärungsdienst (SAD) und Heer und Haus 1945–
1963, Fribourg 1993. Zur Diskussion um eine eigene Atombewaffnung: Albert Ulrich und René Baumann, Zur 
Frage der Atombewaffnung der Schweizer Armee in den fünfziger und sechziger Jahren, Diplomarbeit ETH 
Zürich 1997; Marco Jorio, Atomwaffen, in: Historisches Lexikon der Schweiz (elektronische Publikation), 
Version vom 17.9.2001; Reto Wollenmann, Atomwaffe und Atomsperrvertrag. Die Schweiz auf dem Weg von 
der nuklearen Option zum Nonproliferationsvertrag (1958–1969), Zürich 2004. 
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alle Schweizer Haushalte, in dem vor aus dem Ausland gesteuerten subversiven Aktionen 
gewarnt wurde, die sich mit besonderer Vorliebe pazifistisch tarnen würden.36 
Dass in diesem Klima die Chancen für eine Entkriminalisierung der 
Dienstverweigerung höchst gering waren, vermag nicht zu erstaunen. Die Revision des 
Militärstrafgesetzes von 1950 brachte zwar Erleichterungen für Dienstverweigerer aus 
Gewissensgründen, indem sie bei religiös begründeter Verweigerung und schwerer Seelennot 
den Vollzug der Freiheitsstrafe in Form der Haft (statt Gefängnis) und den Verzicht auf 
Ehrenfolgen vorsah.37 Parlamentarische Vorstöße für weitergehende Erleichterungen in den 
Jahren 1946, 1955 und 1964 zeitigten aber keine Ergebnisse. Erst 1967 erweiterte eine 
Revision des Militärstrafgesetzes die Voraussetzungen für Dienstverweigerung aus 
Gewissensgründen, indem die Sonderstellung der Verweigerer aus religiösen Gründen nun 
auch für solche aus ethischen Motiven galt. Zudem wurde für Verweigerer aus 
Gewissensgründen das Strafmaß reduziert und die Zulassung zum waffenlosen Dienst 
erleichtert.38  
In den sechziger Jahren nahmen Dienstverweigerungen zunächst allmählich, seit den 
siebziger Jahren dann erheblich zu. 1961 erfolgten 47 Verurteilungen, 1965 77, 1970 175 und 
1975 520 – dies bei einem totalen Bestand der Schweizer Armee von etwa 650.000 
Wehrmännern. Unter den Verurteilten befand sich auch der sozialdemokratische Lehrer 
Arthur Villard, der sich in der Nachkriegszeit vehement gegen eine atomare Aufrüstung der 
Schweiz einsetzte. Er spielte auch als Präsident und Sekretär der "Internationale der 
Kriegsdienstgegner" eine bedeutende Rolle, die seit 1963 eine Schweizer Sektion besaß. 
Nachdem er (unter anderem während des Zweiten Weltkrieges) 1.200 Diensttage geleistet 
hatte, verweigerte er 1965 seine letzten Diensttage aus Solidarität mit den Dienstverweigerern 
und wurde daraufhin zu einer Gefängnisstrafe von 45 Tagen ohne Bewährung verurteilt. 1971 
erhielt Villard wegen Aufforderung zu Dienstverweigerung während einer Rede gegen den 
Vietnamkrieg eine erneute Gefängnisstrafe von einem Monat; kurz darauf wurde er in den 
Nationalrat gewählt.  
Ende der sechziger Jahre sorgte das "Rassemblement jurassien", das für eine 
Abspaltung des französischsprachigen Berner Kantonsteils und die Gründung eines Kantons 
Jura kämpfte,  mit Dienstverweigerungen für Aufsehen. Nachdem im Mai 1968 erstmals fünf 
                                                
36 Albert Bachmann und Georges Grosjean, Zivilverteidigung, Aarau 1969. Vgl. dazu Rolf Löffler, 
"Zivilverteidigung" – die Entstehungsgeschichte des "roten Büchleins", in: Schweizerische Zeitschrift für 
Geschichte 54 (2004), S. 173–187; Francesca Höchner, Zivilverteidigung – ein Normenbuch für die Schweiz, in: 
Schweizerische Zeitschrift für Geschichte 54 (2004), S. 188–203. 
37 Vgl. Johannes Nikolaus Wenger, Die Dienstverweigerung aus Gewissensgründen, iur. Diss. (masch.), Zürich 
1952, S. 121-126; Leonardis, Objection, S. 191-193; Otto Siegfried, Die Dienstverweigerung aus 
Gewissensgründen, iur. Diss. (masch.), Zürich 1949. 
38 Leonardis, Objection, S. 193f.; Wyder, Wehrpflicht, S. 93-150. 
 - 9 - 
Juraaktivisten ihre Militärausrüstung im Bundeshaus in Bern zurückgegeben hatten, kam es in 
den folgenden Monaten zu mehreren weiteren Verweigerungsaktionen, so im März 1969, als 
bei einer Gerichtsverhandlung gegen einige Verweigerer weitere 16 Jurassier ihre 
Militärausrüstung und ihr Dienstbüchlein deponierten.39 Auch aus dem Umfeld der 
Studenten– und der Friedensbewegung gab es Verweigerer. 1984 wurde die Höchstzahl von 
788 Verweigerungen erreicht, davon 360 aus Gewissensgründen. Anschließend schwankte die 
Zahl der jährlichen Verurteilungen bis 1990 zwischen 500 und 700. 
Außer der Militärjustiz befasste sich auch die Militärpsychiatrie mit der 
Verweigererproblematik. Im Jahre 1958 erschien in der "Allgemeinen Schweizerischen 
Militärzeitschrift" ein Artikel, welcher die These aufstellte, Dienstverweigerung als beim 
Schweizer Wehrmann ausgesprochen seltenes Phänomen deute mit großer Wahrscheinlichkeit 
auf psychische Dienstuntauglichkeit hin.40 1966 verfügte der Oberfeldarzt der Schweizer 
Armee, Oberstdivisionär (Generalmajor) Kaeser, die Meldepflicht derjenigen 
Stellungspflichtigen, die bei der Rekrutierung die Absicht äußerten, jede Form von 
Militärdienst verweigern zu wollen, damit sie einer psychiatrischen Untersuchung zugeführt 
werden könnten. Zwischen 1968 und 1970 wurden von diesen als "prospektive DV" 
bezeichneten Jünglingen 24% für untauglich erklärt. In der Zeitspanne von 1971 bis 1973 
waren es bereits 35% von total 127 Personen; weitere 27% wurden dispensiert. Die 
psychiatrische Untersuchung förderte neben 46 "psychisch Gesunden" 29 "Spätreife" zutage, 
ferner 26 "Neurotiker", 21 "Psychopathen", zwei "Debile", zwei "Toxikomanen" sowie einen 
Mann "mit unklarer Diagnose". 58% der Verweigerer stammten gemäß Familienanamnese 
aus "gestörten" Verhältnissen; dazu zählten geschiedene Eltern, erbliche Belastung, früher 
Tod eines Elternteils, uneheliche Geburt sowie Abstammung von psychopathologisch 
auffälligen Eltern.41 
Nebst der Kriminalisierung und partiellen Psychiatrisierung hatten die Verweigerer 
teilweise auch mit Konsequenzen im Berufsleben zu rechnen. So war es ein offenes 
Geheimnis, dass im öffentlichen Bildungswesen des Kantons Zürich unter der Ägide des 
Erziehungsdirektors Alfred Gilgen von 1971 bis 1995 ein Anstellungsverbot für 
Dienstverweigerer herrschte. Auch in der Verwaltung des Kantons Graubünden bestand ein 
                                                
39 Marcel Brêchet, Les années de braise. Histoire du Rassemblement jurassien de 1947 à 1975 – La Question 
jurassienne de 1976 à 2003, Delémont 2003, S. 236f., 256-259, 265, 289-291. 
40 H. K. Knoepfel, Dienstverweigerung aus Gewissensgründen, in: Allgemeine Schweizerische Militärzeitung 
124 (1958), S. 872-876. 
41 Nach Hans Jakob Gloor, Psychiatrische Gründe der Dienstverweigerung vor der Rekrutenschule, in: 
Schweizerische Zeitschrift für Militär– und Katastrophenmedizin 52/2 (1975), S. 110-137. 
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solches Anstellungsverbot.42 Mehrfach hob das Bundesgericht entsprechende Verbote auf.43 
Aber auch Beschäftigte in der Privatwirtschaft hatten nicht selten Nachteile zu tragen.44  
Aufgrund der rasanten Zunahme begann sich die Öffentlichkeit ab Ende der sechziger 
Jahre vermehrt mit dem Problem der Dienstverweigerung auseinanderzusetzen. Die Zahl der 
Publikationen zur Thematik aus politischen, kirchlichen und militärischen Kreisen sowie von 
Betroffenen und Beratungsstellen nahm zu.45 Vertreter der Armee waren nicht a priori gegen 
einen Zivildienst, wollten diesen aber unbedingt auf religiös und ethisch motivierte 
Verweigerer beschränkt wissen und keinesfalls politische Verweigerungsgründe akzeptieren. 
Oberstkorpskommandant (Generalleutnant) Alfred Ernst etwa forderte 1970 als ein 
Zulassungskriterium die "Feststellung, dass der Angeschuldigte keinerlei Agitation gegen die 
bestehende Rechtsordnung und die Armee betrieben hat", da "dem Staat nicht zugemutet 
werden darf, dem Treiben derer tatenlos zuzusehen, die ihn seiner Machtmittel berauben und 
damit seine Existenz in Frage stellen wollen".46 
Der Waffenplatzpsychiater47 Alfred Stucki trat gleich mit mehreren 
Veröffentlichungen hervor. 1973 wies er auf einen angeblichen Zusammenhang zwischen der 
Zunahme der Dienstverweigerung und der veränderten Geschlechterordnung hin:  
"Es ist ja recht eigenartig: Jahrhundertelang waren Männer bemüht, sich durch das 
Tragen der Waffe als frei, stark und männlich zu erweisen. Während man deshalb bis vor 
kurzem ganz ausgesprochen die Wehrfähigkeit anstrebte, nimmt der junge Mann von heute 
nicht selten 'gewaltlose' Haltung an und bemüht sich unter bisweilen nicht geringem 
Aufwand, die ihm aufgezwungene Waffe ablegen zu können. Es wäre reizvoll, hierzu die 
Hintergründe im Verhältnis der Geschlechter zu untersuchen. Unsere Jünglinge geben sich ja 
in Kleidung und Haartracht […] zunehmend weiblich, während die Mädchen 
auffallenderweise mehr und mehr die Werbung übernehmen."48 
 
Damit würde aber eine biologisch und psychologisch gleichsam prästabilierte 
Ordnung ins Wanken gebracht, was auch die Wehrverfassung tangierte:  
                                                
42 Vgl. auch Militärdienstverweigerer zwischen Knast und Berufsverbot. Zur Situation der Militärverweigerer in 
der Schweiz. Texte und Materialien über Strafvollzug und Repression, Zürich 1987, S. 40-47. 
43 Marc Spescha, Ohrfeige für Gilgen, in: Virus 34 (1981), S. 14-17. 
44 Vgl. z. B. Tages–Anzeiger, 11.1.1961 sowie Schweizerisches Sozialarchiv 35/61 Z3: Dienstverweigerung 
(1946–1959). 
45 Vgl. z. B. Bundesverfassung und Militärdienstverweigerung, Zürich 1964; Gottfried Bergmann, 
Militärdienstverweigerung. Ein Erlebnisbericht, Bern 1967; Christian Schaller et al., Le sens de notre refus, 
Neuchâtel 1969; Militärdienst, Zivildienst, Gewissensverpflichtung. Eine Dokumentation zur Frage des 
Zivildienstes für Militärdienstverweigerer, Zürich 1973; René Mühlemann (Red.), Ein Beispiel für ein 
militärgerichtliches Verfahren, Zürich 1980; Leitfaden für Berater, 2. verb. Aufl., Zürich 1982; ABC der 
Militärverweigerung in der Schweiz, 4. erw. Aufl., Zürich 1990; Ruedi Winet (Hg.), Militär– und 
Zivilschutzverweigerung in der Schweiz. Ein Handbuch, Zürich 1991; ders., Zivildienst in der Schweiz. Ein 
Handbuch, Zürich 1993; D. Bolliger (Hg.), Protokoll einer Militärdienstverweigerung. Eine kommentierte 
(F)aktensammlung, Geroldswil o. J.  
46 Alfred Ernst, Die politische Problematik der Dienstverweigerung, in: Soldat in Zivil? Militärdienst, 
Militärdienstverweigerung, Zivildienst, Militärjustiz, Zürich 1970, S. 178-188, hier: 187. 
47 Waffenplatzpsychiater sind zivile Psychiater, die sich mit Problemen im Bereich der Militärpsychiatrie 
beschäftigen und in der Armee als Milizoffiziere eine ärztliche Funktion ausüben. 
48 Alfred Stucki, Soldaten in Gewissensnot, Thun 1973, S. 6. 
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"Sexuelle 'Befreiung' führte dazu, dass kaum mehr Aggressivität nötig ist, um ein 
sexuelles Ziel zu erreichen. […] Um sein Ziel, die Vereinigung mit der geliebten Frau zu 
erreichen, brauchte der Mann früher einiges an aggressiver Anstrengung. Heute wird er hier 
durch permissives, zu viel erlaubendes Verhalten der Partnerin nicht etwa befreit, sondern im 
Gegenteil frustriert. Der leicht erreichbare Genuss befriedigt nicht mehr; die Aggressivität löst 
sich dabei vom sexuellen Vorgang ab, macht sich selbständig und nimmt in schlecht 
kontrollierbarer Form vom Menschen Besitz. So betrachtet hat der heutige junge Mann allen 
Grund, die Aggressivität zu fürchten und den Umgang mit Waffen abzulehnen. Er spürt, dass 
er hier in Gefahr geraten könnte, die Kontrolle über sich zu verlieren und ein Unheil 
anzurichten."49  
 
13 Jahre später teilte Stucki in einer weiteren Publikation die Verweigerer in die drei 
Kategorien "Propheten", "Patienten" und "Parasiten" ein, wobei die letzte Gruppe laufend 
zunehme. Die große Mehrzahl der aktuell Verurteilten seien "Leute, die sich durch Flucht 
einer ihnen nicht genehmen Belastung entziehen, ohne dass im wesentlichen andere Gründe 
sichtbar wären als ihre Bequemlichkeit".50 
Auch die direktdemokratischen Instrumente der schweizerischen Verfassungsordnung 
wurden ab den siebziger Jahren in die Dienstverweigerungsdebatte involviert. 1973 erfolgte 
die Einreichung der so genannten "Münchensteiner Initiative", die in der Form der 
allgemeinen Anregung die Einführung eines Zivildienstes vorschlug. Bundesrat und 
Parlament begrüßten das Anliegen, im Verlaufe der Konkretisierung bröckelte die 
Zustimmung aber immer mehr ab. Die Vorlage, die Anfang Dezember 1977 dem Stimmvolk 
vorgelegt wurde, hatte schließlich den folgenden Wortlaut: "Wer die militärische Erfüllung 
der Wehrpflicht aus religiösen oder ethischen Gründen mit seinem Gewissen nicht 
vereinbaren kann, leistet einen gleichwertigen zivilen Ersatzdienst. Das Gesetz regelt die 
Einzelheiten."51  
Diese Vorlage ging nun den einen zu weit, den anderen zu wenig weit, wieder anderen 
war sie zu wenig konkret. Im Abstimmungskampf wurde der Bundesrat lediglich von den 
Christdemokraten unterstützt, während die Rechtsparteien die Vorlage ablehnten und die 
Sozialdemokraten auf eine Abstimmungsempfehlung verzichteten. Wollten im September 
1977 gemäß Umfragen noch 73% der Vorlage zustimmen und hatte das Ja–Lager auch noch 
wenige Tage vor dem Urnengang 58% auf seiner Seite, lehnten schließlich 62,4% das 
Begehren ab. Gemäß Nacherhebungen waren indessen 30% der Nein–Stimmenden an sich 
Befürworter irgendeiner Form von Zivildienst.52 
Unmittelbar nach der Ablehnung dieser Vorlage starteten linke und pazifistische 
Kreise eine neue Volksinitiative, die die Zulassung zum Zivildienst allein an die Bedingung 
                                                
49 Ebenda, S. 28. 
50 Alfred Stucki, Dienstverweigerer. Prophet, Patient oder Parasit? Frauenfeld 1986, S. 153. 
51 Dossier, S. 33-36. 
52 Ebenda; Volksrecht, 5.12.1977; Neue Zürcher Zeitung, 2.12.1977 und 6.12.1977. 
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der längeren Dienstleistung knüpfen wollte. Die Initiative wurde im Dezember 1979 
eingereicht, kam aber erst im Februar 1984 zur Abstimmung, wobei Bundesrat, Parlament 
und die bürgerlichen Parteien (darunter auch die Christdemokraten) die Ablehnung 
empfahlen.53 Aus Militärkreisen wurde gegen den Vorstoß etwa argumentiert, es würden 
damit "'politische Verweigerer', ja Gesellschaftsverweigerer schlechthin legalisiert", die 
"allgemeine Wehrpflicht aufgehoben", was letztlich "Selbstaufgabe, Aufgabe der 
Eigenstaatlichkeit im Rahmen unseres demokratischen Rechtsstaates" bedeute.54 Auch die 
Neue Zürcher Zeitung monierte gegen die längere Dienstleistung als alleinige 
Zulassungsvoraussetzung, das habe "mit der hierzulande hochgehaltenen Toleranz in 
Glaubens– und Gewissensfreiheit nichts mehr zu tun. Statt zur geduldeten Ausnahme würde 
der Zivildienst für privilegierte Kategorien von Wehrpflichtigen zur Regel."55 Schließlich 
wurde die Vorlage von 63,8% der Stimmenden verworfen. 
Fast unweigerlich geriet die Verweigererproblematik auch ins Visier des 
schweizerischen Überwachungsstaates. In den Dateien des Militärdepartementes über 
"verdächtige Personen" – die grundsätzlich in die Kategorien "ND" (Nachrichtendienst), 
"Terror/Sabotage", "Subversion/Politik", "Rechtsextrem", "Verschuldet" und "Abartige 
Veranlagungen" eingeteilt waren – wurden unter anderem auch Bürgerinnen und Bürger 
registriert, die sich für einen Zivildienst einsetzten – etwa eine Reihe von Offizieren, welche 
die Volksinitiative von 1984 unterstützt hatten.56 
 
Nach dem Kalten Krieg 
Erst das Ende des Kalten Krieges brachte einen Stimmungswandel. Ende November 1989 
wurde eine Volksinitiative für die Abschaffung der Schweizer Armee überraschend von 
35,6% der Stimmenden und zwei Kantonen gutgeheißen, wobei gemäß Umfragen drei Viertel 
der Angehörigen der Armee dem Begehren zustimmten. Im Oktober 1990 verabschiedete das 
Parlament eine Revision des Militärstrafgesetzes, die die Verpflichtung der Dienstverweigerer 
zu einer Arbeitsleistung von anderthalbfacher Dauer des verweigerten Militärdienstes vorsah, 
sofern sie "unter Berufung auf ethische Grundwerte" glaubhaft darlegten, dass sie den 
                                                
53 Vgl. Botschaft über die Volksinitiative "für einen echten Zivildienst auf der Grundlage des Tatbeweises", in: 
Bundesblatt 134/3 (1982), S. 1-20; Bundesbeschluss über die Volksinitiative "für einen echten Zivildienst auf der 
Grundlage des Tatbeweises", in: Bundesblatt 135/3 (1983), S. 1034f.; Zur Lösung des Problems der 
Militärdienstverweigerung. Ausgearbeitet von der Studiengruppe für Außen– und Sicherheitspolitik der CVP der 
Schweiz, Bern 1984. 
54 Simon Küchler, Argumentarium gegen die Volksinitiative "Für einen echten Zivildienst auf der Grundlage des 
Tatbeweises", in: SAMS–Informationen 7/2 (1983), S. 24-35, hier: 25, 27. 
55 Neue Zürcher Zeitung, 25./26.2.1984. 
56 Vgl. Bericht der parlamentarischen Untersuchungskommission zur besonderen Klärung von Vorkommnissen 
von großer Tragweite im Eidgenössischen Militärdepartement vom 17. November 1990 [Bern 1990], S. 131-134. 
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Militärdienst nicht mit ihrem Gewissen vereinbaren konnten ("Barras–Reform").57 Da für 
Dienstverweigerung aus Gewissensgründen weiterhin Militärgerichte zuständig sein sollten – 
das Gesetz bezeichnete die Verweigerer wie gehabt als "Täter" und der Verpflichtung zur 
Arbeitsleistung hatte ein richterlicher Schuldspruch voranzugehen – , wurde dagegen das 
Referendum ergriffen. 1991 nahmen 55,7% der Stimmenden die Barras–Reform aber an.  
Dabei handelte es sich indessen nur um eine Übergangslösung. Schon 1989 hatte der 
sozialdemokratische Nationalrat Helmut Hubacher einen Vorstoß für die Einführung eines 
echten Zivildienstes und dessen verfassungsrechtliche Verankerung eingereicht. 1990/91 gab 
es dann gleich mehrere neue Initiativen. Die Christlichdemokratische Volkspartei lancierte 
eine Volksinitiative mit dem Titel "Zivildienst für die Gemeinschaft", die Kantone Genf und 
Jura (die beide die Armeeabschaffungsinitiative angenommen hatten) reichten je eine Vorlage 
für die Entkriminalisierung der Dienstverweigerung ein und eine "Arbeitsgruppe Napf" 
kündigte ebenfalls eine Volksinitiative diesen Inhalts an.  
Zugleich sank die Zahl der jährlichen Verweigerungen Anfang der neunziger Jahre 
erstmals seit einem Jahrzehnt auf unter 500. Gegenläufig war die Zahl derjenigen, denen vor 
Gericht "schwere Gewissensnot" zugebilligt wurde; hier wurden 1992 und 1993 mit 235 
beziehungsweise 268 Fällen neue Höchstwerte erreicht. Dies dürfte auf eine großzügigere 
Praxis der Gerichte im Nachgang zur Barras–Reform zurückzuführen sein. 
Die aus dem Vorstoß Hubacher hervorgehende Vorlage, die die Unterstützung von 
Bundesrat, Parlament und allen großen Parteien genoss,58 wurde 1992 mit 82,5% Ja–Stimmen 
vom Volk angenommen. Danach ist gemäß Bundesverfassung weiterhin jeder Schweizer 
wehrdienstpflichtig, das Gesetz sieht jedoch einen zivilen Ersatzdienst vor. Selbst die Neue 
Zürcher Zeitung, die die beiden Entkriminalisierungsvorlagen der siebziger und achtziger 
Jahre noch vehement bekämpft hatte, zeigte sich über die massive Annahme hocherfreut. Sie 
reflektierte in ihrem Kommentar zwar nicht über ihren eigenen Gesinnungswandel, wohl aber 
über denjenigen des Stimmvolkes. Die früheren Vorlagen hätten "keine Gnade vor dem Volke 
gefunden, da sich damals die Stimmbevölkerung noch an die Zeiten des kalten Krieges 
erinnerte. Neben rechtlichen Bedenken befürchteten viele eine nicht zu verantwortende 
Schwächung des Wehrwillens und der Wehrkraft. Heute wird die schweizerische Sicherheit 
                                                
57 Militärgesetz (MStG): Änderung vom 5. Oktober 1990; Bundesgesetz über die Militärorganisation (MO): 
Änderung vom 5. Oktober 1990, in: Bundesblatt 142/3 (1990), S. 559-563. 
58 Vgl. Parlamentarische Initiative der Kommission Zivildienst. Änderung der Bundesverfassung: Bericht der 
Kommission des Nationalrates, in: Bundesblatt 143/2 (1991), S. 433-443; Parlamentarische Initiative der 
Kommission Zivildienst. Änderung der Bundesverfassung: Stellungnahme des Bundesrates, in: Bundesblatt 
143/4 (1991), S. 923f.; Bundesbeschluss über die Einführung eines Zivildienstes für Dienstverweigerer, in: 
Bundesblatt 143/4 (1991), S. 1095. 
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nicht mehr allein durch die Armee gewährleistet. Ein Gemeinschaftsdienst etwa im 
Sozialwesen, im Fürsorgebereich oder im Umweltschutz hat an Bedeutung gewonnen."59 
1995 trat das Zivildienstgesetz in Kraft. Die Zulassung zum Zivildienst erfordert 
sowohl den "Tatbeweis" einer um 50% längeren Dienstpflicht als auch das Bestehen einer 
Gewissensprüfung durch eine zivile Zulassungskommission. Dabei sollen gemäß der 
einschlägigen Botschaft nicht ethische Grundwerte überprüft werden, sondern 
Gewissensgründe allgemein.60 Gegen dieses Gesetz wurde von keiner Seite das Referendum 
ergriffen. 
In der Folge etablierte sich der Zivildienst rasch. Im ersten Jahrzehnt seines Bestehens 
wurden rund 15.000 Militärdiensttaugliche zum Zivildienst zugelassen. Die ehemals als 
Staatsfeinde und Drückeberger diffamierten Dienstverweigerer wurden zu einem wichtigen 
Faktor in verschiedenen ihrer Einsatzbereiche. Die Nachfrage nach Zivildienstleistenden 
überstieg das Angebot bei weitem: Im Jahre 2006 konnte nur gerade ein Viertel der zur 
Verfügung stehenden Plätze besetzt werden. Der Diskurs über die Verweigerer drehte sich 
teilweise vollständig; so  meinte die christlichdemokratische Volkswirtschaftsministerin Doris 
Leuthard im November 2006: "Wo heute die Individualität und der Hedonismus Trumpf sind, 
propagiert der Zivildienst ein Gegenmodell."61 
Die zunehmende gesellschaftliche Akzeptanz des Zivildienstes lief parallel zum 
Abschied vom Konzept einer hauptsächlich infanteristischen Massenarmee: Mit der 
Armeereform 95 wurde der Mannschaftsbestand der Schweizer Armee von 650.000 auf 
400.000 Mann reduziert und das Ende der Dienstpflicht vom 50. auf das 40. Lebensjahr 
gesenkt. Nur wenige Jahre darauf folgte die Armeereform XXI, die den Mannschaftsbestand 
auf 140.000 aktive Soldaten und 80.000 Reservisten senkte und als Altersgrenze der 
Dienstpflicht das 30. Lebensjahr festsetzte. 
Dieser Abschied von der Vorstellung des "Volkes in Waffen" begünstigte einerseits 
die Entstigmatisierung der Dienstverweigerer, führte aber andererseits auch zu einer 
Bedrohung des Zivildienstes. Infolge der drastischen Reduzierung der Mannschaftsbestände 
stieg die Zahl der bei der Aushebung oder während der Rekrutenschule als dienstuntauglich 
Ausgemusterten rasant an. Im Jahre 2005 betrug ihr Anteil am Aushebungsjahrgang bereits 
40%. Da der so genannte "Blaue Weg", die Ausmusterung durch den Arzt oder Psychiater, 
immer einfacher wurde, nahm die Zahl der Zivildienstgesuche massiv ab (zwischen 2002 und 
                                                
59 Neue Zürcher Zeitung, 18.5.1992. 
60 Botschaft zum Bundesgesetz über den zivilen Ersatzdienst (Zivildienstgesetz, ZDG), in: Bundesblatt 146/3 
(1994), S. 1609-1762. 
61 Zit. n. Neue Zürcher Zeitung, 11./12.11.2006. 
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2006 von 2.102 auf 1.656).62 Dies führte nach den ersten zehn Jahren zu parlamentarischen 
Vorstößen, die eine Abschaffung des zweistufigen Anerkennungsverfahrens mit der 
aufwändigen und teuren Gewissensprüfung, die jährlich über zwei Millionen Franken kostete 
und etwa 2005 lediglich 7,3% der Gesuche ablehnte, und den Übergang zum reinen 
Tatbeweis–System forderten.63 
 
Fazit 
Warum brauchte die Schweiz so lange, um die Dienstverweigerung zu entkriminalisieren und 
einen zivilen Ersatzdienst einzuführen? Zunächst ist festzuhalten, dass entsprechende 
Forderungen schon zu Beginn des 20. Jahrhunderts im Raum standen und bereits gegen Ende 
des Ersten Weltkrieges auch armeeintern nach einer Lösung des Verweigererproblems 
gesucht wurde. In der Folge gingen aber die gesellschaftliche und politische Polarisierung der 
Nach–Landesstreikzeit, die Geistige Landesverteidigung und die Kalte–Kriegs–Mentalität fast 
nahtlos ineinander über. So waren bis Ende der sechziger Jahre alle entsprechenden Vorstöße 
chancenlos. Die beliebte Redewendung "Die Schweiz hat keine Armee, die Schweiz ist eine 
Armee!" ließ auch nicht den kleinsten Kratzer an der allgemeinen Wehrpflicht zu. Der 
vorherrschende Diskurs des bürgerlichen Establishments situierte die Dienstverweigerung 
zwischen Landesverrat, Geisteskrankheit und Verweiblichung. 
In den siebziger Jahren zeigte sich zwar in den politischen und gesellschaftlichen 
Eliten eine zunehmende Akzeptanz für die Einführung eines zivilen Ersatzdienstes, von 
diesem sollten aber nach dem Willen der bürgerlichen Mehrheit und der Armeespitze die als 
linksradikale Systemveränderer betrachteten Verweigerer aus politischen Gründen strikt 
ausgegrenzt werden. Nun traten indessen die direktdemokratischen Elemente des politischen 
Systems der Schweiz als retardierender Faktor in Aktion64 und verhinderten eine Lösung 
wenigstens für jene Verweigererkategorien, für deren Entkriminalisierung wohl in der 
politischen Elite wie beim Stimmvolk eine Mehrheit bestanden hätte. 
Erst das Ende des Kalten Krieges brachte den entscheidenden Stimmungsumschwung. 
Parallel zum Wegfall des außenpolitischen Feindbildes Ostblock führten um 1990 
verschiedene innenpolitischen Ereignisse zu einem sicherheitspolitischen Um– oder 
zumindest Nachdenken. Neben dem unerwartet guten Abschneiden der ersten 
Armeeabschaffungsinitiative ist etwa der 1989/90 aufgedeckte große Bespitzelungsskandal zu 
                                                
62 Neue Zürcher Zeitung, 13.9.2006; 11./12.11.2006. 
63 Vgl. z. B. Neue Zürcher Zeitung, 14.12.2005. 
64 Ein ähnliches Phänomen war bei zahlreichen wichtigen Reformschritten zu beobachten, die durch die 
direktdemokratischen Hürden teilweise jahrzehntelang verzögert wurden, etwa die Einführung des 
Frauenstimmrechts (1971 erfolgt), der UNO–Beitritt (2002 erfolgt) oder die Einführung einer 
Mutterschaftsversicherung (2004 erfolgt). 
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nennen, in den neben der Bundespolizei und den kantonalen Nachrichtendiensten auch die 
Armee verwickelt war,65 ferner die einsetzende intensive öffentliche Debatte über die Rolle 
der Schweiz im Zweiten Weltkrieg, in der die Bedeutung der Armee für die Behauptung der 
Eigenständigkeit stark in Frage gestellt wurde.66 Der daraufhin einsetzende schrittweise 
Abschied vom Konzept der infanteristischen Massenarmee mit jahrzehntelanger Wehrpflicht 
ermöglichte auch die Einführung eines zivilen Ersatzdienstes und eine überwältigende 
Zustimmung dazu in der Volksabstimmung. 
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